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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über eine gemeinsame 
Übergangsmarktordnung für Schaffleisch 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Das gute Funktionieren und die Entwicklung des 
Gemeinsamen Marktes für landwirtschaftliche Er- 
zeugnisse muß Hand in Hand mit der Einführung 
einer gemeinsamen Agrarpolitik gehen, die insbe- 
sondere eine gemeinsame Marktordnung umfaßt, die 
je nach Erzeugnis unterschiedliche Form annehmen 
kann. 

Die Schaffleischerzeugung besitzt besondere Be- 
deutung für die Agrarwirtschaft bestimmter Gebiete 
der Gemeinschaft, insbesondere in Frankreich, 
Irland und dem Vereinigten Königreich. Für die 
Landwirte dieser Gebiete stellt diese Erzeugung 
einen wesentlichen Einkommensfaktor dar. 

Die gemeinsame Marktorganisation muß den 
freien Warenverkehr innerhalb der Gemeinschaft 
gewährleisten und gleichzeitig der Notwendigkeit 
eines reibungslosen Übergangs vom derzeitigen 
Zustand zur Einheitsmarktregelung Rechnung tra- 
gen. 

Der Warenverkehr mit Schaffleischerzeugnissen 
zwischen den Mitgliedstaaten unterliegt zur Zeit den 
besonderen Bestimmungen der Beitrittsakte und den 
im Rahmen der nationalen Marktordnungen, beson- 
ders in Frankreich, geltenden Regeln. Diese Bestim- 
mungen umfassen auch Beschränkungen des inner- 
gemeinschaftlichen Warenverkehrs. Darüber hinaus 
gewährt das Vereinigte Königreich Erzeugersubven- 
tionen, die weltmarktnahe Marktpreise zur Folge 
haben, der irische Markt wiederum hängt weitge- 
hend vom Vereinigten Königreich ab. 

Es ist deshalb notwendig, für die betreffenden 
Mitgliedstaaten besondere Übergangsbestimmungen 
zu finden. 


Zu diesem Zweck ist bei der Einfuhr bestimmter 
Erzeugnisse nach Frankreich ein Betrag zu erheben, 
der den erheblichen Preisunterschied abschwächt und 
die derzeit von Frankreich bei Erzeugnissen der 
betreffenden neuen Mitgliedstaaten angewandten 
Schutzmaßnahmen ersetzt. Bis zur Errichtung einer 
endgültigen gemeinsamen Marktordnung ist es fer- 
ner zweckmäßig, die Beibehaltung der nationalen 
Einfuhrregeln gegenüber dritten Ländern beizube- 
halten. 

Der vorgesehene Abbau der vom Vereinigten 
Königreich gewährten Subventionen muß so gestal- 
tet werden, daß der Entwicklung der durch die An- 
wendung der mit dieser Verordnung eingeführten 
Regelung eventuell günstig beeinflußten Marktlage 
Rechnung getragen wird. 

Es muß der Gemeinschaft gestattet werden, schnell 
die erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um den 
Gemeinschaftsmarkt nicht ungeschützt außergewöhn- 
lichen Störungen, die sich aus Ein- oder Ausfuhren 
ergeben können, auszusetzen. 

Die Einführung einer gemeinsamen Marktorgani- 
sation bei Schaffleisch bedeutet, daß an den Binnen- 
grenzen der Gemeinschaft keinerlei Hindernis für 
den Verkehr der genannten Erzeugnisse bestehen 
darf, gleichzeitig aber auch die Bestimmungen der 
Beitrittsakte über den schrittweisen Abbau der Zölle 
innerhalb der Gemeinschaft eingehalten werden. 

Einschränkungen des freien Warenverkehrs infolge 
der Anwendung von Gesundheitsschutzmaßnahmen 
können zu Schwierigkeiten auf dem Markt eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten führen und Ausnah- 
memaßnahmen notwendig machen. 

Die Verwirklichung des Einheitsmarktes würde 
durch die Gewährung bestimmter Beihilfen gefähr- 
det; daher müssen die Vertragsbestimmungen zur 
Beurteilung der von den Mitgliedstaaten gewährten 
Beihilfen und zum Verbot der mit dem Gemeinsamen 
Markt unvereinbaren Beihilfen für den Schaffleisch- 
sektor zur Anwendung kommen. 

Die finanziellen Auswirkungen der Anwendung 
der in dieser Verordnung vorgesehenen Regelung 
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müssen im Rahmen der Finanzierung der gemein- 
samen Agrarpolitik nach Verordnung (EWG) Nr. 
729/70 des Rates vom 21. April 1970 über die Finan- 
zierung der gemeinsamen Agrarpolitik^), zuletzt 
geändert durch die Verordnung (EWG) Nr. 2788/2-) 
mitberücksichtigt werden. 

Die Gemeinsame Marktordnung für Schaffleisch 
muß den Zielen der Artikel 39 und 110 des Vertrages 
gleichzeitig und in geeigneter Art und Weise Rech- 
nung tragen. 

Für die reibungslose Durchführung der vorgese- 
henen Maßnahmen ist ein Verfahren vorzusehen, 
das im Rahmen eines Verwaltungsausschusses eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten 
und der Kommission vorsieht — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 


Artikel 1 


Die gemeinsame Übergangsmarktordnung für Schaf- 
fleisch betrifft folgende Erzeugnisse: 

Nr. des Gemeinsamen Warenbezeichnung 

Zolltarifs 

a) 01.04 A I b) Lebende Schafe der Gattung 

Haustiere, andere als reinrassige 
Zuchttiere 

ex 02.01 A IV Genießbares Fleisch von Schafen, 
frisch, gekühlt oder gefroren 


b) ex 02.01 B II d) Genießbarer Schlachtabfall von 
Schafen, außer Schl acht ab fall für 
die Herstellung von pharma- 
zeutischen Erzeugnissen, frisch, 
gekühlt oder gefroren 

ex 02.06 C II Genießbares Fleisch und genieß- 
barer Schlachtabfall von Schafen, 
gesalzen, in Salzlake, 
getrocknet oder geräuchert 
ex 15.02 B II Talg von Schafen, roh, aus- 
geschmolzen oder mit Lösungs- 
mitteln ausgezogen, einschließ- 
lich „Premier Jus"' 


16.02 B III b) Andere Zubereitungen und 
a aa) Konserven von Fleisch oder 

nicht genannten Schlachtabfäl- 
len, die Fleisch oder Schlacht- 


ü Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 

“) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 295 
vom 30. Dezember 1972, S. 1 


abfälle von Schafen, jedoch 
weder Fleisch von Schlacht- 
abfälle von Schweinen oder 
Rindern enthalten 

Artikel 2 

Zur Förderung berufständischer und überberuflicher 
Initiativen, mit denen die Anpassung des Angebots 
an die Markterfordernisse erleichtert wird, können 
für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse folgende 
Gemeinschaftsmaßnahmen getroffen werden: 

a) Maßnahmen für eine bessere Ausrichtung der 
Viehzucht; 

b) Maßnahmen zur Förderung einer besseren Orga- 
nisation der Erzeugung, Verarbeitung oder Ver- 
marktung; 

c) Maßnahmen zur Qualitätsverbesserung; 

d) Maßnahmen für die Erstellung kurz- und lang- 
fristiger Vorausschätzungen durch Kenntnis der 
eingesetzten Produktionsmittel; 

e) Maßnahmen für eine leichtere Feststellung der 
Preisentwicklung auf dem Markt. 

Die allgemeinen Regeln zu diesen Maßnahmen wer- 
den nach dem Verfahren des Artikels 43 Abs. 2 des 
Vertrages erlassen. 


Artikel 3 

Das Vermarktungsjahr beginnt am 1. Januar und 
endet am 31. Dezember. 

Artikel 4 

1. Für die Einfuhren der in Artikel 1 Buchstabe a 
genannten Erzeugnisse mit Ursprung in Irland 
oder dem Vereinigten Königreich nach Frank- 
reich wird ein Ausgleichsbetrag erhoben. 

2. Während eines Grundzeitraums für frische oder 
gekühlte Tierkörper und Tierkörperhälften von 
Schafen, nachstehend „geschlachtete Schafe" ge- 
nannt, gilt: 

a) ein auf den repräsentativen Märkten Irlands 
oder des Vereinigten Königreichs festgestell- 
ter Preis; 

b) ein auf den repräsentativen französischen 
Märkten festgestellter Preis. 

3. Der Ausgleichsbetrag überschreitet nicht den 
Unterschied zwischen den in Absatz 2 genannten 
Preisen, vermindert um die Inzidenz des bei 
Einfuhren mit Herkunft aus den neuen Mitglied- 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27, Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Chefs des Bundes- 
kanzleramtes vom 7. Oktober 1975 - 1/4 - 680 70 - E - Scha 1/75: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 18. September 1975 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirtschafts- und Sozialausschusses zu dem genannten 
Kommissionsvorschlag ist vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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Staaten von Frankreich angewandten Zolls auf 
den in Absatz 2 Buchstabe a genannten Preis. 
Der periodisch festgesetzte Ausgleichsbetrag, der 
insbesondere die Anlieferkosten und die etwai- 
gen qualitativen Unterschiede berücksichtigt, 
wird schrittweise abgebaut. 

4. Die Ausgleichsbeiräge für die anderen nicht in 
Absatz 2 genannten Erzeugnisse entsprechen dem 
Ausgleichsbetrag für geschlachtete Schafe, auf 
den ein das wertmäßige Verhältnis zwischen die- 
sen Erzeugnissen wiedergebender Quotient an- 
gewandt wird. 

5. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die allgemeinen Re- 
geln zu diesem Artikel. 

6. Die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel, 
vor allem die in Absatz 4 genannten Koeffizien- 
ten, die für eine Liste von Erzeugnissen mit den 
Unterteilungen der Unterpositionen des Gemein- 
samen Zolltarifs aufgestellt werden können, 
werden nach dem Verfahren des Artikels 12 a 
erlassen. 

Die Ausgleichsbeträge werden nach dem gleichen 
Verfahren festgesetzt. 

Artikel 5 

1. Das Vereinigte Königreich setzt schrittweise nach 
Maßgabe der Marktentwicklung und mit Rück- 
sicht auf die Entwicklung des in Artikel 4 Abs. 1 
genannten Ausgleichsbetrags die im Rahmen sei- 
ner nationalen Garantiepreisregelung gewährten 
Erzeugersubventionen herab. 

2. Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die allgemeinen Re- 
geln für die Durchführung der Bestimmungen die- 
ses Artikels. 

Artikel 6 

1. Erfährt der Markt der Gemeinschaft bei einem 
oder mehreren der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse infolge von Ein- oder Ausfuhren 
schwerwiegende Störungen oder wird von Stö- 
rungen bedroht, die die Ziele von Artikel 39 des 
Vertrages gefährden, können im Handel mit drit- 
ten Ländern bis zum Verschwinden der Störung 
oder der Bedrohung geeignete Maßnahmen ange- 
wandt werden. 

Der Rat erläßt auf Vorschlag der Kommission 
mit qualifizierter Mehrheit die Durchführungs- 
vorschriften zu diesem Absatz und legt die Fälle 
und die Grenzen fest, in denen die Mitglied- 
staaten Schutzmaßnahmen ergreifen können. 

2. Tritt die in Absatz 1 genannte Lage auf, so be- 
schließt die Kommission auf Antrag eines Mit- 
gliedstaates oder auf eigene Initiative die erfor- 
derlichen Maßnahmen, die den Mitgliedstaaten 
mitgeteilt werden und unmittelbar anwendbar 
sind. Wird die Kommission mit dem Antrag 
eines Mitgliedstaates befaßt, beschließt sie hier- 
über innerhalb 24 Stunden nach Eingang des 
Antrags. 


3. Der Mitgliedstaat kann die Maßnahme der Kom- 
mission innerhalb von drei Werktagen nach dem 
Tag der Mitteilung vor den Rat bringen. Der Rat 
tritt unverzüglich zusammen. Er kann mit qualifi- 
zierter Mehrheit die fragliche Maßnahme ändern 
oder annullieren. 

Artikel 7 

1. Sofern in dieser Verordnung nichts Gegenteiliges 
festgesetzt und vom Rat auf Vorschlag der Kom- 
mission mit qualifizierter Mehrheit keine Abwei- 
chung beschlossen wurde, sind 

— die Erhebung von Abgaben gleicher Wirkung 
wie Zölle 

— mengenmäßige Beschränkungen oder Maß- 
nahmen gleicher Wirkung verboten. 

2. Diese Verordnung berührt nicht die Anwendung 
der Bestimmungen von Artikel 59 der Beitritts- 
akte für die in Artikel 1 genannten Erzeugnisse. 

3. Bis zur Einführung einer Gemeinschaftsregelung 
für die Einfuhr der in Artikel 1 genannten Er- 
zeugnisse können die Mitgliedstaaten gegen- 
über dritten Ländern die am 1. August 1975 gel- 
tende nationale Regelung beibehalten. 

Artikel 8 

Um den sich durch Anwendung von Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Verbreitung von Tierkrankheiten 
etwa ergebenden Einschränkungen des freien Wa- 
renverkehrs Rechnung zu tragen, können nach dem 
Verfahren von Artikel 12 Ausnahmemaßnahmen zur 
Stützung des von diesen Beschränkungen betroffe- 
nen Marktes getroffen werden. Die Maßnahmen 
dürfen lediglich im Falle der Notwendigkeit einer 
Marktstützung und nur für die Dauer dieser Notlage 
ergriffen werden. 

Artikel 9 

Vorbehaltlich gegenteiliger Bestimmungen dieser 
Verordnung gelten Artikel 92, 93 und 94 des Ver- 
trages für die Erzeugung und den Handel mit den 
in Artikel 1 genannten Erzeugnissen. 

Artikel 10 

Die Mitgliedstaaten und die Kommission teilen sich 
gegenseitig die für die Anwendung dieser Verord- 
nung erforderlichen Angaben mit. Die in der Mit- 
teilung aufzuführenden Angaben werden nach dem 
in Artikel 12 vorgesehenen Verfahren festgesetzt. 
Nach dem gleichen Verfahren werden die Modali- 
täten für die Übermittlung und Verteilung der Anga- 
ben erlassen. 

Artikel 11 

1. Es wird ein Verwaltungsausschuß für Schaffleisch 

— im folgenden „Ausschuß'' genannt - eingesetzt, 
der sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zu- 
sammensetzt und unter dem Vorsitz eines Ver- 
treters der Kommission Zusammentritt. 
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2. In diesem Ausschuß werden die Stimmen der 
Mitgliedstaaten nach Artikel 148 Absatz 2 des 
Vertrages gewogen. Der Vorsitzender nimmt an 
der Abstimmung nicht teil. 

Artikel 12 

1. Wird auf das in diesem Artikel festgelegte Ver- 
fahren Bezug genommen, so befaßt der Vorsitzen- 
de entweder von sich aus oder auf Antrag des 
Vertreters eines Mitgliedstaates den Ausschuß. 

2. Der Vertreter der Kommission unterbreitet 
einen Entwurf der zu treffenden Maßnahmen. Der 
Ausschuß nimmt zu diesen Maßnahmen inner- 
halb einer Frist, die der Vorsitzende entspre- 
chend der Dringlichkeit der zu prüfenden Frage 
bestimmen kann, Stellung. Die Stellungnahme 
kommt mit einer Mehrheit von 41 Stimmen zu- 
stande. 

3. Die Kommission erläßt Maßnahmen, die sofort 
anwendbar sind. Entsprechen jedoch diese Maß- 
nahmen nicht der Stellungnahme des Ausschus- 
ses, so werden sie dem Rat von der Kommission 
alsbald mitgeteilt; in diesem Fall kann die Kom- 
mission die Anwendung der von ihr beschlosse- 
nen Maßnahmen bis zur Dauer von höchstens 
einem Monat nach dieser Mitteilung aussetzen. 
Der Rat kann mit qualifizierter Mehrheit binnen 
einer Frist von einem Monat anders entscheiden. 


Artikel 13 

Der Ausschuß kann jede andere Frage prüfen, die 
ihm der Vorsitzende von sich aus oder auf Antrag 
des Vertreters eines Mitgliedstaats vorlegt. 

Artikel 14 

1. Die in Anwendung von Artikel 4 erhobenen Aus- 
gleichsbeträge gelten für die Finanzierung der 
gemeinsamen Agrarpolitik als Teil der für die 
Regulierung der Agrarmärkte erforderlichen 
Interventionen. 

2. Falls sich dies als notwendig erweist, können 
die Durchführungsvorschriften zu diesem Artikel 
nach dem in Artikel 13 der Verordnung (EWG) 
Nr. 729/70 vorgesehenen Verfahren festgesetzt 
werden. 

Artikel 15 

Diese Verordnung ist so anzuwenden, daß den in 
den Artikeln 39 und 110 des Vertrages vorgesehenen 
Zielen gleichzeitig und in geeigneter Art und Weise 
Rechnung getragen wird. 

Artikel 16 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. Die in dieser Verordnung 
vorgesehene Regelung gilt vom 1. Januar 1976 bis 
31. Dezember 1977. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Finanzblatt Datum: 18. Juli 1975 


1. Haushaltsposten: Noch festzusetzen 


2. Titel der Maßnahme; Vorschlag einer Verordnung des Rates über eine gemeinsame Ubergangsmarkt- 
organisation für Schaffleisch. 


3. Rechtsgrundlage: Artikel 42 und 43 des Vertrages 


4. Ziele der Maßnahme; Liberalisierung des innergemeinschaftlichen Handelsverkehrs mit Schaffleisch 


5. Kosten der Maß- 
nahmen (Einnahmen) 

zu Lasten des 
EG-Haushalts ^) 

über eine Verkehrsregelung, die insbesondere die Erhebung von Ausgleichs- 
beträgen beim Versand nach Frankreich von lebenden Schafen und Schaf fleisch 
aus dem Vereinigten Königreich oder Irland vorsieht. 

während des 
Wirtschaftsjahres 

20 bis 40 Mio RE 

im laufenden 
Haushaltsjahr (1975) 

folgendes Haushaltsjahr 

20 bis 40 Mio RE 

5.1 Mehrjahres- 

Jahr 1976 

Jahr 1977 

Jahr 1978 

finanzierung 

20 bis 40 Mio RE 

20 bis 40 Mio RE 

Maßnahme läuft am 




31. Dezember 1977 aus 


5.2 Art der Berechnung (12 Monate) 

Die Mengen belaufen sich auf 40 000 t (35 000 t VK; 5000 t Irland.) Der durchschnittliche Satz des Aus- 
gleichsbetrags hängt von der Marktpreisentwicklung ab und dürfte sich innerhalb einer Gabel zwischen 
0,5 und 1,0 RE bewegen, daher voraussichtliche Höchsteinnahmen von 20 bis 40 Mio RE. 


6.4 Für künftige Haushalte einzutragende Mittel ja ^) 


1) Die hierbei anfallenden Einnahmen aus Ausgleichsbeträgen sind von den Interventionsausgaben abzuziehen. 
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Begründung 

I. Notwendigkeit einer Marktordnung 

Die Schaffleischerzeugung stellt für die Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung lediglich 

0. 7. bis 0,8 V. II. des gesamten landwirtschaftlichen 
Einkommens dar. In den neuen Mitgliedstaaten da- 
gegen ist zwar in Dänemark die Schaffleischerzeu- 
gung im Verhältnis zur gesamten landwirtschaft- 
lichen Erzeugung unerheblich, im Vereinigten Kö- 
nigreich und in Irland stellt sie jedoch 5,6 bzw. 4,5 
V. H. des gesamten landwirtschaftlichen Einkommens 
dar. 

Diese Überlegungen rechtfertigen die Einführung 
einer gemeinsamen Marktorganisation für diesen 
Bereich, zumal die einzelstaatlichen Rechtsvorschrif- 
ten sehr voneinander abweichen. 

II. Derzeitige Schutzmaßnahmen der einzelnen 
Mitgliedstaaten 

1. In der Bundesrepublik Deutschland war der 
Schutz bis November 1972 durch die Kontingen- 
tierung gewährleistet und ab diesem Zeitpunkt 
wurden die Einfuhren versuchsweise freigegeben; 
in Frankreich ist eine staatliche Marktorganisa- 
tion vorhanden. Infolgedessen sind Einfuhren von 
gefrorenem Schaffleisch aus Drittländern ledig- 
lich gelegentlich zugclassen: lebende Schafe und 
nichtgefrorenes Schaffleisch können nur dann ein- 
geführt werden, wenn der auf dem Binnenmarkt 
fcstgestellte Preis eine bestimmte Schwelle über- 
schreitet. Darüber hinaus wird bei der Einfuhr 
eine Ausgleichsteuer erhoben, die je nach dem 
französischen Binnenmarktpreis variiert. Frank- 
reich läßt ferner im Rahmen eines Kontingents 
die Einführung magerer, zur Mast bestimmter 
Schafe in sein Hoheitsgebiet zu. Aufgrund eines 
Plans für die Ankurbelung der Schafzucht werden 
außerdem Erzeugerbeihilfen für Züchter gewährt, 
die anerkannten Erzeugerverbänden angehören, 
ln den übrigen Mitgliedstaaten der Gemeinschaft 
in ihrer ursprünglichen Zusammensetzung beste- 
hen keine mengenmäßigen Einfuhrbeschränkun- 
gen. 

Seit 1. Januar 1970 sind die innergemeinschaft- 
lichen Zölle aufgehoben und der Gemeinsame 
Zolltarif in vollem Umfang (20 v. H. für Fleisch 
und 15 V. H. für lebende Tiere) zur Anwendung 
gebracht worden. 

2. ln den neuen Mitgliedstaaten besteht keinerlei 
Einfuhrbeschränkung. Jedoch wird im Vereinig- 
ten Königreich die Wahrung der inländischen 
Erzeugung über die Festsetzung eines Garantie- 
preises gewährleistet; fällt der Marktpreis unter 
diesen Preis, so erhalten die Erzeuger den Unter- 
schiedsbetrag in Form eines „deficiency pay- 
ment" ^). Im Vereinigten Königreich werden 
außerdem in bestimmten benachteiligten Gebie- 
ten direkte Beihilfen an Züchter („Hill sheep 
subsidy") in Höhe von ungefähr 20 Millionen 
RE/Jahr (40 Mio/Jahr ab Wirtschaftsjahr 1975/ 
1976) gezahlt. 


Nach den Bestimmungen von Artikel 39 Abs. 1 
und Artikel 59 Abs. 2 der Akte über die Beitritts- 
bedingungen werden die Zollsätze des Gemein- 
samen Zolltarifs schrittweise eingeführt. Desglei- 
chen werden die innergemeinschaftlichen Zölle 
nach Artikel 32 Abs. 1 und Artikel 59 Abs. 1 der 
Beitrittsakte schrittweise abgeschafft. Somit sol- 
len am 1. Juli 1977 die innergemeinschaftlichen 
Zölle abgeschafft sein und der Gemeinsame 
Zolltarif in der erweiterten Gemeinschaft unein- 
geschränkt zur Anwendung kommen. 

III. Wesentliche Faktoren des Schaffleischmarktes 
der Gemeinschaft 

a) Erzeugung und Verbrauch 

Im Jahre 1974 belief sich die Schaffleischerzeugung 
der Neunergemeinschaft auf ungefähr 470 000 Ton- 
nen und überstieg somit geringfügig die der Jahre 
1970 bis 1973 (445 000 Tonnen). Die Erzeugung ver- 
teilt sich in sehr uneinheitlicher Weise auf die ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten, wobei das Vereinigte 
Königreich mit mehr als der Hälfte der gesamten 
Gemeinschaftsproduktion mit Abstand erstes Erzeu- 
gerland ist. Danach folgen in abnehmender Rangfol- 
ge Frankreich (27 v. H.), Irland (10 v. H.), Italien 
(5,5 V. H.), Deutschland (3 v. FL), die Niederlande 
(2 V. H.), Dänemark und die BWU. 

Der Schaffleischverbrauch in der Neuner-EWG war 
im Zeitraum 1962 bis 1969 ziemlich gleichmäßig und 
lag durchschnittlich bei 830 000 Tonnen; er ging in 
der Folge regelmäßig zurück und erreichte 1974 
700 000 Tonnen. Hinter dieser Entwicklung verste- 
hen sich jedoch zwei entgegengesetzte Tendenzen. 
Ein erheblicher gleichmäßiger Rückgang des Ver- 
brauchs in Großbritannien und eine verhältnismäßig 
starke Verbrauchssteigerung in Frankreich und - in 
etwas schwächerem Maße - in Deutschland. Zwi- 
schen 1969 und 1973 sank der Verbrauch in Groß- 
britannien von 583 000 auf 472 000 Tonnen und stieg 
in Frankreich von 147 000 auf 172 000 Tonnen. 

b) Außenhandel 

Da in der Neunergemeinschaft weit mehr Schaf- 
fleisch verbraucht als erzeugt wird, ist die Gemein- 
schaft stark einfuhrabhängig. Die Versorgung erfolg- 
te lange Zeit zu durchschnittlich 45 v. H durch Ein- 
fuhren, so daß der Saldo Erzeugung/Verbrauch in 
den Jahren 1970/1971/1972 370 000 bis 380 000 Ton- 
nen erreichte und dann immer stärker abfiel. Im 
Jahre 1973 auf 315 000 Tonnen; im Jahre 1974 auf 
230 000 Tonnen (Schätzwerte). 

Aus diesem Grunde sind die Einfuhren zurückgegan- 
gen: 373 000 Tonnen im Jahr 1972, 314 000 Tonnen 
im Jahr 1973 und 270 000 Tonnen im Jahr 1974 
(Schätzwert); der Selbstvcrsorgungsgrad ist also 
gestiegen: 59 v. H. im Jahr 1973 und 67 v. H. im 
Jahr 1974 (Schätzwerte). 

1) Im Wirtschaftsjahr 1974/1975 wurden die „deficiency 
payments" von Juli bis November 1974 gewährt; sie 
erreichten durchschnittlich einen Betrag von rund 
15 V. H. des in den betreffenden Monaten festgestellten 
Marktpreises. 
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Wichtigste Lieferländer der Gemeinschaft sind Neu- 
seeland, Australien, Ungarn, Argentinien und Bul- 
garien. Diese Länder haben im Jahr 1973 jeweils 
80 V. H., 8 V. H., 3 V. H., 3 v. H. und 2 v. H. der Ge- 
samteinfuhren gestellt. 

Im Gegensatz zu den Einfuhren sind die Ausfuhren 
der Gemeinschaft sehr schwach und liegen gleich- 
bleibend bei 3000 Tonnen. Der innergemeinschaft- 
liche Handel ist ziemlich bedeutend und in Entwick- 
lung begriffen: 37 000 Tonnen im Jahr 1971, 50 000 
Tonnen im Jahr 1972, 60 000 Tonnen im Jahr 1973, 
-Va des innergemeinschaftlichen Handels fließen nach 
Frankreich; sie stammen hauptsächlich aus Groß- 
britannien, den Niederlanden und Irland (jeweils 
26 000, 8500 und 5000 Tonnen im Jahr 1973), 

Im Jahre 1974 sind die Lieferungen aus den Nieder- 
landen 50 V. H. gestiegen; die Lieferungen aus dem 
Vereinigten Königreich und Irland sind um 8 bzw. 
42 V. H. zurückgegangen, vor allem als Auswirkung 
der Handelsbeschränkungen, denen die neuen Mit- 
gliedstaaten im Rahmen der französischen Marktord- 
nung noch unterworfen sind (der stärkere Rückgang 
bei Irland als beim Vereinigten Königreich ist dar- 
auf zurückzuführen, daß die irischen Ausführer nach 
dem Vereinigten Königreich eine dem Betrag des im 
Jahre 1974 iin Vereinigten Königreich gewährten 
deficiency payment entsprechende Subvention erhal- 
ten). 

c) Marktpreise 

Der Preisunterschied zwischen Frankreich und dem 
Vereinigten Königreich bleibt sehr erheblich. 

Die britischen Marktpreise erreichen ungefähr 
50 V. H. der französischen Preise. 

IV. Übergangsbestimmungen für die Errichtung 
einer gemeinsamen Marktordnung 

Die Unterschiede in den einzelstaatlichen Rechts- 
vorschriften und die sehr abweichenden Marktpreise 
der Mitgliedstaaten veranlaßten die Kommission, 
Maßnahmen zur Gewährleistung einer harmonischen 
Entwicklung des innergemeinschaftlichen Handels 
und zur Bekämpfung von Verkehrsverlagerungcn 
zu treffen. Diese nach Artikel 115 des Rom-Vertrags 
und Artikel 60 der Akte zum Beitrittsvertrag erlas- 
senen Maßnahmen konnten das gute Funktionieren 
der von Frankreich eingesetzten nationalen Markt- 
ordnung sicherstellen. Die von der Kommission ge- 
troffenen Maßnahmen laufen jedoch in ihrer derzei- 
tigen Form lediglich bis 31. Dezember 1977 (Folge- 
rung aus dem Urteil des Gerichtshofes in der Ange- 
legenheit 48/74 - Charmasson gegen französischen 
Staat). 

Um erhebliche Störungen des innergemeinschaft- 
lichen Handelsverkehrs am 1. Januar 1978 dem Zeit- 
punkt, an dem die französische nationale Regelung 
den neuen Mitgliedstaaten nicht mehr entgegen- 
gehalten werden kann, zu vermeiden, hat die Kom- 
mission vorgeschlagen, ab 1. Januar 1976 eine ge- 
meinsame Übergangsmarktordnung für Schaffleisch 
einzurichten. 


Wichtigste Faktoren dieser Regelung, die somit im 

Zeitraum 1. Januar 1976 bis 31. Dezember 1977 gel- 
ten würde, sind folgende: 

A. Regeln des innergemeinschaitUchen 
Handelsverkehrs 

1. Für folgende Erzeugnisse: lebende Schafe, fri- 
sches, gekühltes oder gefrorenes Schaffleisch aus 
Irland oder dem Vereinigten Königreich, das ent- 
weder direkt oder über einen anderen Mitglied- 
staat nach Frankreich eingeführt wird; hier sol- 
len Ausgleichsbeträge erhoben werden, die 
schrittweise abgebaut werden sollen. 

Die allgemeinen Regeln für den schrittweisen 
Abbau der Plafond-Beträge sind vom Rat festzu- 
legen. 

2. Beseitigung mengenmäßiger Beschränkungen: 

Die von Frankreich derzeit gegenüber Erzeug- 
nissen des Schaffleischsektors aus den neuen 
Mitgliedstaaten im Rahmen ihrer nationalen 
Marktordnung zur Anwendung gebrachten 
Schutzmaßnahmen sollen aufgehoben werden, da 
der unter 1 vorgesehene Ausgleichsbetrag ge- 
nügt, um eine harmonische Entwicklung des in- 
nergemeinschaftlichen Handelsverkehrs zu ge- 
währleisten. 

Unter diesen Bedingungen dürften etwaige men- 
genmäßige Beschränkungen im innergemein- 
schaftlichen Handelsverkehr lediglich noch im 
Rahmen von Gesundheitsschutzmaßnahmen wei- 
terbestehen oder aber bei Bestimmungen nach 
Artikel 115 des Vertrags, durch welche vermie- 
den werden soll, daß Verkehrsverlagerungen das 
gute Funktionieren der nationalen Marktorgani- 
sation stören, die Frankreich für Einfuhren aus 
dritten Ländern beibehält. 

B. Angleichung der Erzeugerbeihilfenregelung 

1. Direkte Beihilfen 

Die Mitgliedstaaten sind nunmehr verpflichtet, 
der Kommission das Verzeichnis der vorhande- 
nen und geplanten Beihilfen mitzuteilen. Die 
Kommission kann allerdings den Mitgliedstaaten 
lediglich Bemerkungen über diese beiden Arten 
von Maßnahmen übermitteln. Demzufolge ist die 
volle Anwendung von Artikel 92 bis 94 des Ver- 
trages für den Sektor Schaffleisch vorgesehen. 
Die Kommission hat somit vor allem die Entschei- 
dungsbefugnis nach Artikel 93 Absatz 2. 

2. „Deficiency Payments" 

Das Vereinigte Königreich ist ermächtigt, diese 
Beihilferegelung beizubehalten, sofern ein erheb- 
licher Marktpreisunterschied zwischen Großbri- 
tannien und den älteren Mitgliedstaaten beste- 
hen bleibt. Die Höhe dieser Beihilfen ist jedoch 
stufenweise herabzusetzen, so daß der Abbau 
die Sanierung des britischen Marktes infolge 
Anwendung der Maßnahmen unter A widerspie- 
gelt. Die vorgesehenen Maßnahmen entsprechen 
den Bestimmungen von Artikel 54 des Beitritts- 
vertrages. 
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3. Gemeinschaftliche Beihilferegeln 

Angesichts der etwaigen Auswirkungen der 
schrittweisen Annäherung zwischen den Markt- 
preisen der insularen Mitgliedstaaten und der 
kontinentalen Mitgliedstaaten auf die Orientie- 
rung der Schaffleischerzeugung könnte die Markt- 
lage erfordern, daß unabhängig von den bereits 
beschlossenen Maßnahmen im Rahmen der Richt- 
linie über die Berglandwirtschaft und bestimmte 
benachteiligte Gebiete Gemeinschaftsmaßnahmen 
getroffen werden, mit dem Ziel, der Gemein- 
schaftserzeugung wieder die gewünschte Rich- 
tung zu geben. 

C. Regelung des Handelsverkehrs 
mit dritten Ländern 

Die derzeit für den Handelsverkehr mit dritten 
Ländern geltenden Regeln leiten sich aus den von 
der Gemeinschaft im Rahmen des GATT eingegan- 
genen Verpflichtungen her. Im Schaffleischsektor 
hat die Sechsergemeinschaft bei den Zollabbauver- 
handlungen von 1962 die Nummer 02.01 A IV (Schaf- 
fleisch, frisch, gekühlt, gefroren: Konsolidierungs- 
niveau: 20 V. H.) konsolidiert. 

Diese Konsolidierung kommt folgenden Ländern zu- 
gute: 

— Neuseeland und Australien für gekühltes und ge- 
frorenes Fleisch, 

— Uruguay für die gesamte Tarifnummer 02.01 A 
IV. 

Darüber hinaus wurden in den Zollabbauverhand- 
lungen von 1967 nachstehende Positionen konsoli- 
diert: 


— Schl acht abf all von Schafen (6 v. H.), 

— Talg für industrielle Zwecke (Freistellung), 

— Sonstiger Talg (7 v. H.), 

: — Schaffleischkonserven (20v. H.). 

Hier ist daran zu erinnern, daß der Zoll für lebende 
Schafe nicht konsolidiert wurde und der Gemein- 
same Zolltarif bei 15 v. H. liegt. 

Die Gemeinschaft hat mit ihren Handelspartnern 
nach Artikel XXIV-6 des GATT-Vertrages die Aus- 
dehnung auf die Neun sämtlicher von den Sechs 
konsolidierten Positionen (Fleisch, Schlachtabfälle, 
Talg und Konserven) ausgehandelt. 

Somit wird zur Zeit auf Gemeinschaftsebene an den 
Gemeinschaftsgrenzen lediglich ein Zoll erhoben. 
Darüber hinaus erhebt, wie erwähnt, Frankreich 
eine Ausgleichsabgabe im Rahmen ihrer nationalen 
Marktordnung und läßt außerdem die Einfuhr von 
Gefrierfleisch nur in Höhe eines sehr geringen Kon- 
tingents zu. 

Alle diese Bestimmungen sollen so lange in Kraft 
bleiben, bis eine endgültige Marktordnung im 
Schaffleischsektor eingeführt worden ist. 

D. Schutzklausel 

Es ist eine der im „Rindfleischsektor" geltenden 
Schutzklausel ähnelnde Schutzklausel vorgesehen. 
Mit dieser Bestimmung soll der Kommission vor 
allem ermöglicht werden, Störungen des Handels- 
verkehrs oder Verkehrsverlagerungen infolge An- 
wendung dieser gemeinsamen Übergangsmarktord- 
nung rechtzeitig auszuschalten. 
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